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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juli 1967 

II/l —68070 — 5878/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats über eine gemeinsame Methode zur 
Berechnung der in Artikel 97 des Vertrages vorgesehenen 
Durchschnittssätze. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 30. Juni 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 8 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über eine gemeinsame Methode zur Berechnung der in 
Artikel 97 des Vertrages vorgesehenen Durchschnittssätze 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag — insbesondere auf die 
Artikel 99 und 100, 

gestützt auf den Beschluß der im Rat versammel- 
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 21. Juni 1960, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
gestützt auf die Stellungnahme des Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Seit Inkrafttreten des Vertrages hat die Festle- 
gung der in Artikel 97 des Vertrages vorgesehenen 
Durchschnittsätze zum Ausgleich der Belastung 
durch die Umsatzsteuern, die nach dem System der 
kumulativen Mehrphasensteuer erhoben werden, 
fortwährend Schwierigkeiten hervorgerufen, die 
dem ordnungsmäßigen Funktionieren des gemein- 
samen Marktes abträglich sind; diese ungünstigen 
Auswirkungen werden sich mit fortschreitendem 
Wegfall der Binnenzölle in der Gemeinschaft noch 
verstärken. 

Diese Schwierigkeiten beruhen vor allem auf den 
Unterschieden zwischen den in den Mitgliedstaaten 
für die Berechnung der genannten Durchschnittssätze 
verwendeten Methoden. 

Eine Harmonisierung dieser verschiedenen Me- 
thoden liegt deshalb im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes. Sie geschieht durch die Annahme gemein- 
samer Berechnungsregeln, welche die Beachtung der 
in Artikel 97 gesezten Obergrenze sicherstellen und 
eine Nachprüfung der auf diese Weise errechneten 
Sätze erlauben. 

Um möglichst weitgehend die tatsächlichen Pro- 
duktionsverhältnisse einer Ware oder Gruppe von 
Waren zu berücksichtigen, müssen die Vorschriften 
eine Gewichtung der verschiedenen Steuerbelastun- 
gen vorsehen. 

Bei der Berechnung der Steuerbelastung einer 
Ware auf ihren verschiedenen Produktionsstufen 
sollten aus Gründen der technischen Vereinfachung 
nur die sich nennenswert auf die Belastung auswir- 
kenden Elemente festgehalten und die anderen 
durch pauschale Zuschläge abgegolten werden. 

Die Berechnungsvorschriften müssen darüber hin- 
aus den Mitgliedstaaten die Möglichkeit lassen, be- 
stimmte pauschale Festsetzungsverfahren zu wäh- 
len. 


Es ist zweckmäßig, die Kommission zu ermächti- 
gen, nach Konsultationen der Mitgliedstaaten Aus- 
führungsvorschriften für die gemeinsame Berech- 
nungsmethode zu erlassen. 

Um der Kommission ihre Aufgabe zu erleich- 
tern, die Beachtung der durch den Vertrag bestimm- 
ten Oberg renze für die Durchschnittssätze zu über- 
wachen, ist es notwendig vorzusehen, daß die Mit- 
gliedstaaten vor der Neueinführung und Änderung 
von Durchschnittssätzen der Kommission von sich 
aus die nach der gemeinsamen Methode durchge- 
führten Berechnungen vorlegen. 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wird von einem Mitgliedstaat auf Grund des Ar- 
tikels 97 des Vertrages ein Durchschnittssatz einge- 
führt oder geändert, der sowohl bei der Einfuhr als 
auch bei der Ausfuhr die inländische Umsatzsteuer 
ausgleichen soll, die unmittelbar oder mittelbar die 
Herstellung einer Ware oder Gruppe von Waren 
belastet, so darf dieser Satz den entsprechenden 
Satz der durchschnittlichen Umsatzsteuerbelastung 
nicht übersteigen, die für diese Ware oder Gruppe 
von Waren gemäß den Artikeln 2 bis 8 festgelegt 
wurde. Diese Belastung muß nach Maßgabe der tat- 
sächlichen wirtschaftlichen Produktionsbedingungen 
berechnet werden. 

Artikel 2 

1. Die durchschnittliche Belastung einer Ware ent- 
spricht dem gewogenen Mittel der Belastungen auf 
den typischen Produktionswegen der Ware. Die Be- 

j lastung auf jedem Produktionsweg wird gemäß Ar- 
tikel 3 bis 6 festgestellt. Das gewogene Mittel wird 
nach dem Anteil jedes Produktionsweges an der 
Gesamtproduktion der Ware gebildet. 

2. Die durchschnittliche Belastung einer Gruppe 
von Waren entspricht dem gewogenen Mittel der 
durchschnittlichen Belastung der für die Gruppe ty- 
pischen Waren. Die Zahl der zu untersuchenden 
typischen Waren richtet sich nach dem Umfange der 
Gruppe von Waren. Für jede typische Ware wird 
die durchschnittliche Belastung gemäß Absatz 1 fest- 
gestellt. Das gewogene Mittel wird nach dem Anteil 
der einzelnen typischen Waren und der von ihnen 
vertretenen Waren an der Gesamtproduktion der 
Gruppe von Waren gebildet. 
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Artikel 3 

Für die Berechnung der Belastung einer Ware auf 
der letzten Produktionsstufe können die Belastun- 
gen folgernder Kostenfaktoren berücksichtigt wer- 
den: 

Rohstoffe, hcilbfertige Erzeugnisse, Fertigwaren, 
Hilfsstoffe, Verpackungsmaterial, Veredelungs- 
arbeiten, Investitionen und von Dritten durch- 
geführte Transporte. 

Neben diesen Kostenfaktoren können einzelne 
Kostenelemente bei der Berechnung der Belastung 
ebenfalls berücksichtigt werden, wenn der Anteil 
jedes Elements am Verkaufspreis — Steuer aus- 
genommen — - mindestens 5 "/» betragt. 


A r t i k e 1 4 

1. Für die Berechnung der Belastung einer Ware 
auf der ersten Vorstufe werden die Belastungen der 
Kostenfaktoren Rohstoffe, halbfertige Erzeugnisse ! 
und Fertigwaren berücksichtigt, soweit sie einmal 
in den Rohstoffen, halbfertigen Erzeugnissen und , 
Fertigwaren der letzten Produktionsstufe enthalten 
sind, zum andern soweit sie in den anderen berück- 
sichtigungsfähigen Faktoren und Elementen der letz- 
ten Produktionsstufe enthalten sind, und deren An- 
teil am Endverkaufspreis — Steuer ausgenommen — i 
mindestens je 5 °/o beträgt. 

2. Für die Berechnung der Belastung einer Ware 
auf den weiteren Vorstufen können nur die Bela- i 
stungen der Kostenfaktoren Rohstoffe, halbferlige 
Erzeugnisse und Fertigwaren berücksichtigt werden, j 
die in die Rohstoffe, halbfertigen Erzeugnisse und 1 
Fertigwaren der letzten Produktionsstufe eingehen. j 

3. Darüber hinaus kann die Belastung jedes ge- 
mäß Artikel 3 auf der letzten Produktionsstufe be- 
rücksichtigten Kostenfaktors oder -elements pau- 
schal um 10 ", o erhöht werden. 

Beruht jedoch die Belastung eines Kostenfaktors 
oder -elements auf der Anwendung eines speziellen ! 
Umsatzsteuersatzes, so ist die Belastung für die 
Anwendung der Pauschalerhöhung vorher auf der 1 
Grundlage des Normalsatzes neu zu berechnen. 


Artikel 5 

1. Wird für einen Kostenfaktor oder ein Element 
der letzten Produktionsstufe auf die Berechnung der 
borücksichtigungsfähigen Vorbelastung gemäß Ar- 
tikel 4 verzichtet, so kann die Belastung des be- 
treffenden Kostenfaktors oder — elements pauschal 
um 50 °/o erhöht werden. 

Beruht jedoch die Belastung des Kostenfaktors 
oder -elements auf der Anwendung eines speziellen 
Umsatzsteuersatzes, so ist die Belastung für die 
Anwendung des Pauschalzuschlages vorher auf der 
Grundlage des Normalsatzes neu zu berechnen. Gilt 
der spezielle Umsatzsteuersatz einen oder mehrere 
Vorumsätze ab, so ist ein Pauschalzuschlag nicht 
zulässig. 


2. Die derart berechnete Belastung für die Vorstu- 
fen darf jedoch diejenige nicht übersteigen, die sich 
bei der Anwendung der Artikel 4 und 6 für den 
betreffenden Kostenfaktor oder das Element ergeben 
würde. 

A i' t i k e I ß 

1. Besteht, lür einen berücksichtigungslähigen Ko- 
sleninktor oder ein Kostenelement — gleichgültig 
auf welcher Stufe — bereits ('in Durchschnittssatz, 
so kann er für clio Berechnung der Vorbelastung 
dieses Faktors oder Elementes insoweit übernom- 
men werden, als er mit. Artikel 97 vereinbar ist. Die 
Anwendung eines solchen Satzes ist zwingend, so- 
weit. gemäß Artikel 10 der Kommission Berechnun- 
gen zur Begründung dieses Satzes vorgelegt wur- 
den. 

2 . Die Anwendung eines solchen Satzes auf einen 
Faktor oder ein Element auf der letzten Stufe schließt 
jede pauschale Erhöhung der Belastung dieses Fak- 
tors oder Elements aus, 

A r t i k e 1 7 

1. Wird auf die Berechnung der durchschnittlichen 
Belastung einer Ware oder einer Gruppe von Wa- 
ren gemäß Artikel 2 bis 0 verzichtet, so kann diese 
Belastung pauschal auf 100 0 o, 75 " o oder 35 "/o des 
Normalsatzes der Umsatzsteuer geschätzt werden, 
je nachdem, ob die berücksichtigungsfähigen Fak- 
toren und Elemente auf der letzten Produktionsstufe 
der Ware oder Gruppe von Waren, die dem Normal- 
satz oder einem erhöhten Umsatzsteuersatz unter- 
legen haben, mindestens 65°/», 50 0 o oder weniger 
als 50°/« des Verkaufspreises der Ware oder der 
Gruppe von Waren — Steuer ausgenommen 
betragen. 

2. Die derart geschätzte Belastung darf die durch- 
schnittliche Belastung nicht übersteigen, welche sich 
bei Anwendung der Artikel 2 bis 4 und 6 ergeben 
würde. 

Artikel 8 

Die Durchschnittssätze sind auf halbe Prozent auf- 
oder abzurunden, je nachdem, ob der Bruchteil des 
errechneten Satzes 0,25 "o bzw. 0,75 °/<> erreicht oder 
nicht. 

Artikel 9 

Ausführungsvorschriften zu den Artikeln 1 bis 8 
werden, soweit erforderlich, durch Richtlinien der 
Kommission nach Anhörung der Milgliedstaaten er- 
lassen. 

Artikel 10 

1. Beabsichtigt ein Mätgliedslaat die Einführung 
oder Änderung eines Durchschnittssatzes, legt er 
der Kommission die nach Artikel 1 bis 8 durch- 
geführte Berechnung der durchschnittlichen Bela- 
stung vor. 
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2. Ist die Kommission der Auffassung, eine gemäß 
Artikel 5 oder 7 pauschal geschätzte Belastung 
übersteige die in den Artikeln 5 Abs. 2 und Artikel 8 
Abs. 2 festgesetzte Grenze, legt der Mitgliedstaat 
der Kommission auf ihr Verlangen die nach Artikel 2 
bis 4 und Artikel 6 durchgeführte Berechnung dieser 
Belastung vor. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission unver- 
züglich von den Gesetzen, Verordnungen oder Ver- 
waltungsvorschriften in Kenntnis, die sie zu erlassen 
haben, um den Vorschriften dieser Richtlinie Folge 
zu leisten. 


Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommissison der Wortlaut der wesentlichen Vor- 
schriften des innerstaatlichen Rechts mitgeteilt wird, 
die sie später auf dem von dieser Richtlinie betrof- 
fenen Rechtsgebiet erlassen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Seit Inkrafttreten des EWG-Vertrages hat Artikel 97 
zu zahlreichen Schwierigkeiten geführt, da er von 
den einzelnen Mitgliedstaaten verschieden ange- 
wandt wird; selbst der Begriff des Durchschnittssat- 
zes wird nicht einheitlich ausgelegt. Im übrigen un- 
terscheiden sich die für die Höhe der Ausgleichs- 
abgaben geltenden Berechnungsmethoden in den 
einzelnen Ländern voneinander, woraus sich zusätz- 
liche Schwierigkeiten für eine Kontrolle der Durch- 
schnittssätze gemäß Artikel 97 ergeben. 

Die gemeinsame Berechnungsmethode will diesen 
Schwierigkeiten abhelfen. Im Rahmen des Artikels 97 
will sie gewährleisten, daß die Durchschnittssätze 
der Ausgleichsteuern bei der Einfuhr und der Rück- 
vergütungen bei der Ausfuhr die in diesem Artikel 
gesetzten Grenzen nicht überschreiten. 

Die gemeinsame Methode zwingt jedoch nicht, bei 
der Festsetzung der Sätze bis an die Obergrenze zu 
gehen. Ein Mitgliedstaat könnte z. B. seine Sätze nur 
auf 50 % des zulässigen Höchstsatzes festsetzen. In 
einem solchen Fall müßte diese Handhabung aller- 
dings gleichmäßig bei allen Erzeugnissen Platz grei- 
fen, für die Ausgleichsteuer- und Rückvergütungs- 
sätze bestehen; würde ein Staat diese Regel nicht 
beachten, so verstieße er gegen den Beschluß der 
im Rat versammelten Vertreter der Regierungen der 
Mitglicdstaaten vom 21. Juni 1960 („in der Regel 
sollen Änderungen der Ausgleichsteuer und Rück- I 
Vergütung aus wirtschafts- handeis- und währungs- 
politischen Gründen nicht vorgenommen werden") 
und eventuell auch gegen die Artikel 101 und 102 
des Vertrages, da sich aus solcher ungleichmäßigen 
Anwendung Verzerrungen ergeben können. 

Um zu vermeiden, daß mit den Ausgleichsteuern 
und Rückvergütungen wirtschafts-, handeis- und 
währungspolitische Zwecke verfolgt werden, ist — 
ebenfalls gemäß des Beschlusses vom 21. Juni 1960 
— davon auszugehen, daß die Sätze der Ausgleich- 
steuern und Rückvergütungen in der Regel gleich 
sein sollten. Es bestehen jedoch keine Bedenken, 
daß in besonders zu begründenden Ausnahmefällen 
für ein gleiches Erzeugnis bei der Ausfuhr ein Rück- 
vergütungssatz zugebilligt wird, der niedriger ist 
als der entsprechende Ausgleichsteuorsatz. Diese 
Abweichung erscheint erforderlich, um zu vermei- 
den, daß ein Staat ggf. gegen Artikel 96 des Vertra- 
ges verstößt, wenn er einen höheren Betrag erstattet 
als die tatsächliche Belastung; dieser Fall könnte 
eintreten, wenn die Ausfuhren einer Ware im we- 
sentlichen von integrierten Unternehmen vorgenom- 
men werden. 

In technischer Hinsicht unterscheidet sich die vor- j 
geschlagene Methode in ihren großen Linien kaum 
von dem in den Mitgliedstaaten bereits angewand- 
ten Verfahren: Zerlegung der Ware auf der letzten 
Produktionsstufe in ihre verschiedenen Bestandteile, 


wobei anschließend jeder einzelne Bestandteil wie- 
derum zerlegt wird. Vom Ausgangspunkt „Ware" 
werden deren Bestandteile immer weiter zurück 
verfolgt; eine Begrenzung auf bestimmte Stufen ist 
nicht vorgesehen. 

Dieses Zerlegungsverfahren bringt jedoch Schwie- 
rigkeiten mit sich, welche die Methode letztlich un- 
anwendbar machen könnten. Sehr rasch vervielfäl- 
tigt sich beim Zurückgehen auf die Vorstufen die 
Zahl der Bestandteile und deren Elemente, die Er- 
fassung ihres Wertes wird immer ungenauer und 
ihr Einfluß auf die Steuerbelastung des Endprodukts 
immer geringer. Deshalb erschien es angebracht, nur 
eine bestimmte Zahl von Bestandteilen (Faktoren 
und Elemente) bei der Berechnung der Belastung 
zu berücksichtigen und zum Ausgleich bestimmte 
Pauschalzuschläge vorzunehmen. 

Da im übrigen die kumulative Mehrphasensteuer 
Unterschiede der Steuerbelastung einer Ware vor 
allem als Folge der unterschiedlichen Integration 
der Herstellungsbetriebe mit sich bringt, schien es 
außerdem zweckmäßig, für die Ermittlung der Durch- 
schnittssätze aus den einzelnen festgestellten Bela- 
stungen auf verschiedenen Produktionswegen das 
gewogene Mittel zu bilden. 

Obwohl diese Berechnungsmethode im allgemeinen 
ohne große Schwierigkeiten angewandt werden 
kann, schien es doch nützlich — besonders im Hin- 
blick auf eine Vereinfachung des Verfahrens — 
auch pauschale Zuschläge und Sätze vorzusehen. 
Die Anwendung dieser Pauschalen dürfte im we- 
sentlichen wohl zu den gleichen Ergebnissen führen 
wie die eingehende Beiedmungsmethode. 

Unter Steuerbelastung einer Ware wird die Bela- 
stung durch die Umsatzsteuer bei der Herstellung 
der Ware oder Gruppe von Waren auf den verschie- 
denen Produktionsstufen verstanden. Die Belastung 
der Handelsstufen nach der Herstellung der auszu- 
führenden Ware wird durch die Methode nicht er- 
faßt. Hierfür kann deshalb einem Ausfuhrhändler 
eine zusätzliche Vergütung gewährt werden. Ande- 
rerseits darf die dem Ausfuhrhändler darüber hin- 
aus gewährte Vergütung für die Belastung der Ware 
bei ihrer Herstellung nicht höher sein als die Ver- 
gütung, die der selbst exportierende Hersteller er- 
halten würde. 

Die einzelnen Belastungen können auf Preise bezo- 
gen werden, die die Steuer einbeziehen oder aus- 
schließen. Der gewählte Bezugspreis muß dann je- 
doch allen Berechnungen zugrunde gelegt werden. 


II. Erläuterungen der Artikel 

Artikel 1 

Der Artikel stellt die Methode in den Rahmen des 
Artikels 97 des Vertrages und stellt Regeln für die 
Berechnung der Steuerbelastung auf. 
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Er betont die Notwendigkeit, der Festsetzung der 
Ausgleichsteuer- und Vergütungssätze die tatsäch- 
lichen Produktionsverhältnisse zugrunde zu legen, 
und schließt damit gleichzeitig jede Berechnung auf 
der Grundlage hypothetischer Wirtschaftsstrukturen 
oder Unternehmen aus. 

Wird indessen eine bestimmte Ware oder Waren- 
gruppe im Inland nicht erzeugt, so können für eine 
Extrapolation Substitutionserzeugnisse herangezo- 
gen werden. 

Zur Berechnung der Durchschnittssteuerbelastung 
eines bestimmten Erzeugnisses ist es erforderlich, 
seine verschiedenen Produktionswege zu untersu- | 
chen, wobei i'nnerhalb eines Produktionsweges auch 
die auf diesem Wege üblichen Handelsstufen be- ■ 
rücksichtigt werden können. 

j 

Aus der technischen und strukturellen Verschieden- : 
heit der Produktonswege ergeben sich unterschied- j 
liehe Verkaufspreise und Belastungen. Nach der Wirt- 
schaftsstruktur werden im allgemeinen drei haupt- 
sächliche Typen Vorkommen: d ; e Ware wird durch 
aufeinanderfolgende nicht integrierte, durch teilweise 
integrierte oder durch voll integrierte Unternehmen 
hergestellt. Die untersuchten Produktionswege soll- 
ten die gesamte Produkten einer Ware erfassen. 
Das nach dem Anteil jedes Produktions weges an der j 
Gesamtproduktion berechnete gewogene Mittel der i 
Belastungen ergibt den Durchschnittssatz. 

Die Zuordnung der Produktion zu den einzelnen 
Typen wird nicht in jedem Fall eindeutig erfolgen 
können; da die Schwierigkeiten in jedem Mitglied- 
staat etwa gleich groß sind, wird erst die praktische 
Anwendung der Vorschrift ergeben, welcher Spiel- 
raum im einzelnen möglich und notwendig ist. 

i 

Soll die durchschnittliche Belastung einer Gruppe 
von Waren festgestellt werden, können nur Waren 
ähnlicher Art, deren Steuerbelastung im wesent- 
lichen gleich ist, in einer Gruppe von Waren zusam- 
mengefaßt werden. Soweit diese Voraussetzungen 
gegeben sind, können die in der Unterteilung einer 
Zolltarifposition zusammengefaßten Waren eine 
Gruppe bilden. 

Innerhalb jeder Gruppe werden che einzelnen Wa- 
ren verschiedenen Waren zugeordnet, die als reprä- 
sentativ für diese Untergruppe angesehen werden 
können. Richtunggebend hierfür können steuerliche 
Gründe (gleiche Belastung) und technische Gründe 
(ähnliche Produktionsbedingungen) sein. 

Zuerst wird die durchschnittliche Belastung der aus- 
gewählten, für die Gruppe typischen Waren nach 
den vorstehend genannten Regeln berechnet; an- 
schließend erfolgt eine Gewichtung dieser Belastung 
je nach dem Anteil der einzelnen typischen Waren 
und der von ihnen vertretenen Untergruppe an der 
Gesamtproduktion der Gruppe (gewogenes Mittel). 

Das folgende schematische und theoretische Beispiel 
erläutert die anzuwendende Methode der Gewich- 
tung: 
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Es sei von einem bestimmten Erzeugnis ausgegan- 
gen, dessen Verkaufspreis je Einheit auf der Her- 
stellerstufe 

400 — im Repräsentativunternehmen 
des Produktionsweges 1 

460 — im Repräsentativunternehmen 
des Produktionsweges 2 

500 — im Repräsentativunternehmen 
des Produktionsweges 3 

beträgt. 

Der Betrag der in jedem dieser Produktionswege 
angefallenen Umsatzsteuerbelastung sei jeweils 

16 — 20,70 — 24, 

was im Verhältnis zum Verkaufspreis folgenden 
Vomhundertsätzen entspricht: 4% — 4,50% — 
4,80 %. 

Im übrigen machL 

— der Produktionsweg 1 

50 °/o der Inlandsproduktion, 

— der Produktionsweg 2 

30 % der Inlandsproduktion, 

— - der Produktionsweg 3 

20 % der Inlandsproduktion 

aus. 

Dementsprechend hätte eine erste Gewichtung zu 
erfolgen, um den Durchschnittsverkaufspreis je Ein- 
heit im Inland zu ermitteln, sodann eine zweite 
Gewichtung zur Ermittlung der entsprechenden 
durchschnittlichen Umsatzsteuerbelastung. 

— Durchschnittlicher Verkaufspreis je Einheit 

400X50 460X30 500X20 

+ + =438 

100 100 100 

— Durchschnittliche Umsatzsteuerbelastung: 

16X50 20,70X30 24X20 

__ + + =19,01 

100 100 100 

Der Durchschnittssatz ist demzufolge: 

19,01 X100 

=4,34 

438 

Bestimmte Mitgliedstaaten ziehen es vor, die Be- 
rechnungen ausschließlich in Vomhundertsätzen dar- 
zustellen. 

ln diesem Falle ist in dem obigen Beispiel die Aus- 
gangsbasis 100 gleich dem Verkaufspreis des in dem 
Repräsentativunternehmen des Produktionsweges 1 
hergestellten Erzeugnisses. Für die beiden anderen 
Produktionswege sind die entsprechenden Werte: 



460 

Produktionsweg 2 : 

400 


500 

Produktionsweg 3 : 

— 

400 
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Die Steuerbelastung für jeden der drei Produktions- 
wege errechnet sich dann wie folgt: 

4X100 

1. Produktionsweg : — 4 

100 

4,50X112 

2. Produktionsweg : — =5,175 

100 

4,80X125 

3. Produktionsweg : =6,00 

100 

Die erste Gewichtung ergibt den Durchschnittsver- 
kaufspreis je Einheit (immer auf der Basis 100): 

100X50 112X30 125X20 

— ■ + + =109,50 

100 100 100 

Die zweite Gewichtung bestimmt die Durchschnitt- 
steuerbelastung: 

4X50 5,175X30 6X20 

+ + =4,7525 

100 100 100 

Der Durchschnittssatz ist demzufolge: 

4,7525X100 

— — — =4,34 o/o 

109,50 


Artikel 3 

Bei der Berechnung der steuerlichen Belastung einer 
Ware wird unterschieden werden müssen zwischen 
der Belastung der letzten Produktionsstufe, der vor- 
letzten Stufe und jeder der Vorstufen. 

Unter der Belastung einer Stufe sind die Steuern 
zu verstehen, die unmittelbar die auf dieser Pro- 
duktionsstufe verwendeten Güter und Dienstleistun- 
gen belastet haben. 

Artikel 3 behandelt die Berechnung der Belastung 
der letzten Stufe. 

Die in Absatz 1 festgehaltenen berücksichtigungs- 
fähigen Kostenfaktoren dürften im allgemeinen die 
wichtigsten Belastungen der Ware auf dieser Stufe 
erfassen. Von anderen Kostenfaktoren können zu- 
sätzliche Kostenelemente berücksichtigt werden, die 
eine gewisse finanzielle Bedeutung haben (5 %- 
Klausel). 

Unter „Kostenfaktor" wird eine bestimmte, nach 
betriebswirtschaftlichen oder kaufmännischen Ge- 
sichtspunkten zusammengefaßte Gruppe einzelner 
Kostenelemente verstanden. So stellen z. B. allge- 
meine Unkosten kein Kostenelement dar, sondern 
einen Kostenfaktor, der sich aus einer Anzahl von 
Elementen, wie Reklame, Versicherungen usw. zu- 
sammensetzt. 

Unter „Investitionen" sind alle Wirtschaftsgüter zu 
verstehen, die der Abnutzung unterliegen. Bestim- 
mend für die Auslegung sind die allgemeinen steuer- 
lichen Abschreibungsvorschriften; steuerliche Son- 
derabschreibungen können jedoch im allemeinen 
nicht berücksichtigt werden. 


Artikel 4 

Dieser Artikel behandelt die Berechnung der Bela- 
stungen auf den Vorstufen. 

Er sieht ein dem Artikel 3 entsprechendes Berech- 
nungsverfahren vor, jedoch werden grundsätzlich 
nur noch die Faktoren Rohstoffe, halbfertige Er- 
zeugnisse und Fertigwaren berücksichtigt. Auf der 
ersten Vorstufe ist noch eine Ausnahme zugelassen: 
es können auch die Belastungen anderer Faktoren 
und Elemente berücksichtigt werden, da sie auf die- 
ser Stufe noch einige Bedeutung für das Endergeb- 
nis haben können. 

Zum Ausgleich für die Belastung der auf der ersten 
und den weiteren Vorstufen nicht berücksichtigungs- 
fähigen Kostenfaktoren und -elemente besteht die 
Möglichkeit, die Belastung aller Faktoren und Ele- 
mente pauschal um 10 % zu erhöhen. Ausgenommen 
sind die gemäß Artikel 5 pauschal um 50 % erhöh- 
ten Belastungen, sowie die Belastungen, die durch 
Übernahme eines bereits bestehenden Satzes gemäß 
Artikel 6 berechnet wurden; in diesen Fällen ist 
davon auszugehen, daß alle Vorbelastungen bereits 
berücksichtigt sind. 

Beruht die Belastung eines Faktors oder Elements 
auf der Anwendung eines anderen als des Normal- 
satzes (Pauschalsatz, erhöhter Satz, ermäßigter Satz, 
Umsatzsteuerfreiheit), wird der Pauschalzuschlag 
von 10 % auf eine Belastung berechnet, die sich bei 
der Anwendung des Normalsatzes ergeben würde. 
Es ist davon auszugehen, daß die früheren Umsätze 
dem Normalsatz unterworfen waren. 

Artikel 5 

Es bleibt den Mitgliedstaaten unbenommen, auf die 
Berechnung der Belastung der Vorstufen zu ver- 
zichten. In diesem Falle besteht die Möglichkeit, die 
Belastung der Vorstufen pauschal auf 50% der Be- 
lastung der Endstufe zu schätzen. Diese Pauschal- 
erhöhung ist jedoch nur insoweit zulässig, als die 
einzelnen Faktoren und Elemente auf der ersten 
Vorstufe berücksichtigt werden können. 

Die pauschale Erhöhung wird als Abgeltung der 
gesamten Belastung auf den Vorstufen des betref- 
fenden Faktors oder Elements angesehen. Die gemäß 
Artikel 4 vorgesehene Pauschalerhöhung von 10% 
ist deshalb nicht gleichzeitig mit der Pauschale von 
50 % anwendbar. Absatz 2 weist darauf hin, daß die 
Pauschale eine Erleichterung für den Mitgliedstaat 
sein soll, daß sie aber nicht zu einem höheren Satz 
führen darf, als sich gemäß Artikel 4 ergeben würde. 

Artikel 6 

Es bleibt den Mitgliedstaaten schon jetzt unbenom- 
men, von Artikel 6 in größerem Umfange Gebrauch 
zu machen. Sie können bei Einführung der gemein- 
samen Methode bereits bestehende Sätze überneh- 
men, wenn sie mit Artikel 97 des Vertrages in Ein- 
klang stehen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß Artikel 6 die gesamte 
Vorbelastung des Bestandteils einer Ware betrifft, 
aber auch nur die Vorbelastung. Der Erwerb des 
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Bestandteils selbst für die weitere Verarbeitung 
fällt nicht unter Artikel 6; die Belastung dieses 
Erwerbsvorgangs ist gesondert festzustellen. 

Da dieser Satz sämtliche Belastungen der Vorstufen 
einschließt, entfallen alle Pauschalerhöhungen, wenn 
er auf der letzten Produktionsstufe angewandt wird. 
Wird dagegen ein bestehender Durchschnittssatz 
auf einen Faktor oder ein Element auf einer der 
Vorstufen angewandt — was voraussetzt, daß auf 
die Anwendung des Artikels 5 verzichtet wird — 
dürfte die Pauschalerhöhung von 10% gemäß Arti- 
kel 4 Abs. 3 zulässig sein, da nur teilweise dieselbe 
Belastung doppelt erfaßt wird und die Auswirkun- 
gen gering sind. 

Ein bestehender Satz ist auch dann anwendbar, wenn 
ein auf einer Stufe berücksichtigungsfähiger Faktor 
oder ein Element nicht über diese Stufe hinaus be- 
rücksichtigt werden kann. 

Die Gründe, die für eine Nichtberücksichtigung die- 
ser Faktoren und Elemente über eine bestimmte 
Stufe hinaus (Artikel 3 und 4) sprechen, nämlich die 
Kontrollschwierigkeiten, die sich aus ihrer weiteren 
Berücksichtigung ergeben würden und das Streben 
nach Vereinfachung dürften in diesem Falle nicht 
mehr stichhaltig sein, da es sich um Faktoren oder 
Elemente handelt, deren Steuerbelastung bekannt ist. 
Hieraus ergibt sich, daß z. B. Verpackungsmaterial, 
das auf der letzten Stufe mit 3 % im Preis enthalten 
ist, auf der ersten Vorstufe berücksichtigt werden 
kann, wenn bereits ein Durchschnittssatz besteht, 
obwohl es normalerweise gemäß Artikel 4 Abs. 1 
nicht berücksichtigt werden kann. 

Ebenso kann, wenn z. B. Verpackungsmaterial auf 
der letzten Stufe mit 12 % im Preis enthalten ist, und 
ein Durchschnittssatz für dieses Verpackungsmate- 
rial nicht besteht, normalerweise nur die Belastung 
der Rohstoffe, halbfertigen Erzeugnisse und Fertig- 
waren, die im Verpackungsmaterial enthalten sind, 
gemäß Artikel 4 Abs. 1 letzter Halbsatz berücksichtigt 
werden. Die Vorbelastung dieser Bestandteile dage- 
gen ist nicht zu berücksichtigen (Artikel 4 Abs. 2). 
Besteht jedoch ein Durchschnittssatz, so kann er auf 
diese Rohstoffe, halbfertigen Erzeugnisse und Fertig- 
waren, die im Verpackungsmaterial enthalten sind, 
angewandt werden. 

Artikel 7 

Aus Gründen der Vereinfachung soll den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit eröffnet werden, auf jede 


Berechnung der Belastung einschließlich der Berech- 
nung des gewogenen Mittels zu verzichten und sie 
statt dessen pauschal zu schätzen. Diese Pauschalen 
können sowohl auf Gruppen von Waren als auch 
auf einzelne Waren angewandt werden. Das unter 
Artikel 2 zum Begriff „Gruppe von Waren" Gesagte 
gilt auch hier. 

Da die Pauschalsätze einer mittleren Belastung Rech- 
nung tragen sollen, mußten sie so festgesetzt wer- 
den, daß sie normalerweise nicht zu Beanstandungen 
Anlaß geben. 

Die Einschränkung in Absatz 2 soll gewährleisten, 
daß die durch die Methode näher bestimmte Ober- 
grenze nicht überschritten wird. 


Artikel 8 

Nach der in den Mitgliedstaaten allgemein gelten- 
den Regelung schien es zweckmäßig, die Sätze in 
Abständen von 0,5 % festzusetzen. 


A r t i k e 1 9 

Bei den Besprechungen mit Regierungssachverstän- 
digen sind zahlreiche Einzelfragen aufgetaucht, die 
nicht ohne weiteres den einzelnen Bestimmungen 
der Methode zugeordnet werden konnten. Bei der 
außerordentlichen Vielgestaltigkeit der Materie 
schien es zweckmäßiger, in der Richtlinie selbst nur 
die Grundsätze aufzunehmen, die Regelung der Ein- 
zelfälle jedoch späteren Ausführungsbestimmungen 
zu überlassen. 


Artikel 10 

Artikel 10 legt die Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
fest, der Kommission die zur Begründung neuer 
oder geänderter Sätze dienenden Berechnungen vor- 
zulegen. 

Die Kommission behält sich indessen das Recht vor, 
die Belastung auf der Grundlage der Artikel 2 bis 4, 
unbeschadet ggf. des Artikels 6, zu überprüfen, wenn 
die Sätze halb-pauschal (Artikel 5) oder völlig pau- 
schal (Artikel 8) ermittelt wurden, da diese Pauschal- 
ermittlung als Erleichterung für die Mitgliedstaaten 
gedacht ist, die jedoch nicht auf Kosten der Richtig- 
keit gehen darf. 
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